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                  Magdeburg, 06.03.2019 

 

 

Nach neuem Tarifabschluss: Finanzhilfe für freie Schulen zügig an TVL an-

passen 

 

 

Nachdem sich am vergangenen Wochenende die Tarifverhandlungsparteien auf 

einen neuen Tarifabschluss geeinigt haben, der zur Folge hat, dass u.a. die Gehäl-

ter für Lehrkräfte im staatlichen Schuldienst rückwirkend zum 01.01.19 in 3 Stu-

fen um 8 Prozent ansteigen (zuzüglich Angleichungszulagen), fordert der Verband 

Deutscher Privatschulen (VDP) Sachsen-Anhalt, dass diese Tariferhöhungen auch 

umgehend bei der Berechnung der Finanzhilfe, auf die die sog. Ersatzschulen nach 

Ablauf einer dreijährigen Wartefrist einen gesetzlichen Anspruch haben, Berück-

sichtigung finden müssen. 

 

„Gegenwärtig beinhaltet die den freien Schulen gewährte Finanzhilfe noch nicht 

einmal die sehr weitgehende Tariferhöhung, die bereits am 01.01.18 in Kraft ge-

treten ist. Dies ist für die betroffenen Schulträger und deren Lehrkräfte eine un-

haltbare Situation. Da es bislang noch immer keine offiziellen Finanzhilfesätze für 

das vergangene und aktuelle Schuljahr gibt, erwarten wir vom Bildungsministeri-

um, dass bei der mittlerweile angekündigten Veröffentlichung auch die neue Ta-

rifvereinbarung umgehend gesetzeskonform Berücksichtigung findet. Dazu gehört 

auch, dass mindestens die Erfahrungsstufe 5 bei allen Schulformen ab 01.01.18 

als Berechnungsgrundlage herangezogen wird.“, so Jürgen Banse, Geschäftsführer 

des VDP Sachsen-Anhalt. 
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Der VDP verweist u.a. auf rechtskräftige Urteile des Verwaltungsgerichts Magde-

burg, wonach die bislang herangezogene Erfahrungsstufe 4 schon seit Jahren zu 

niedrig bemessen ist.  

 

„Es ist ein Unding, dass das Land in Zeiten eines enormen Lehrkräftemangels die 

freien Schulen so lange im Regen stehen lässt. Während das Land in seinen Aus-

schreibungen Lehrkräfte mit Verbeamtungen und Sonderzulagen lockt, werden 

bei der ohnehin niedrigeren Finanzhilfe bislang noch nicht einmal die beiden letz-

ten Tariferhöhungen – die die freien Schulen bei der Entlohnung ihrer Lehrkräfte 

ja ebenfalls zu beachten haben – berücksichtigt. Dies ist eine enorme Wettbe-

werbsverzerrung zu Lasten der freien Schulen, deren Lehrkräfte und vor allem 

deren Schüler*innen.“, so nochmals Banse. 

 

In einem dem Bildungsministerium vorliegenden Gutachten kommt der ehemali-

ge Bundesverfassungsrichter Prof. di Fabio zu dem Ergebnis, dass derartige Be-

nachteiligungen der Ersatzschulen gegen das Grundgesetz verstoßen. Nach Auf-

fassung des VDP Sachsen-Anhalt hätte das Land – so wie dies bei den staatlichen 

Schulen selbstverständlich ist – hinsichtlich der beschlossenen Tariferhöhungen 

Vorsorge auch mit Blick auf die den freien Schulen zu gewährenden Finanzhilfen 

treffen müssen. Dies ist offensichtlich unterblieben. 

 

Der VDP Sachsen-Anhalt vertritt als konfessionell und politisch neutraler Berufs-

verband die Interessen von allgemein- und berufsbildenden Schulen in freier Trä-

gerschaft sowie von privaten Erwachsenenbildungsdienstleistern in Sachsen-

Anhalt. Ihm gehören aktuell 88 Träger derartiger Bildungseinrichtungen mit mehr 

als 180 Niederlassungen an.  

 

Für Rückfragen wenden Sie sich gern an:  

Jürgen Banse, Geschäftsführer VDP Sachsen-Anhalt 

Tel.: 0391/7319160 

E-Mail: VDP.LSA@t-online.de     

www.vdp-sachsen-anhalt.de 

 


